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Bild 1: Gesamtansicht, Ten Brinke, Seite 10

Zunächst danke ich Ihnen für die Gelegenheit, den Bürgerantrag des Verkehrsforums prä-
sentieren zu können. Es geht uns nicht darum, eine sinnvolle Neugestaltung des Bahnhofsbe-
reichs zu verhindern, sondern es geht uns um die Bürger, die dort täglich auf dem Weg auf
dem zur Arbeit, zum Hauptbahnhof, von der U-Bahn zum Omnibusbahnhof oder von der
Weststadt in die Innenstadt unterwegs sind.

1



Was wir über die aktuelle Planung wissen, bedeutet diese eine deutliche Verschlechterung für
alle diejenigen, die den öffentlichen Personenverkehr in Bonn nutzen und/oder in die Bonner
Innenstadt wollen.

I. Der geplante Ausführungsstand sieht wie folgt aus:

An der heutigen Thomas-Mann-Straße sollen zwei neue Aufzüge errichtet werden, die von
den beiden U-Bahn-Bahnsteigen an die Oberfläche führen. Von dort ist es allerdings bis zur
Fußgängerzone an der Poststraße etwa gleich weit wie von der Poststraße zum ZOB. D.h.:
Ausgerechnet mobilitätseingeschränkten Menschen wird ein extrem langer Weg zur Innen-
stadt zugemutet!

Neu ist eine 2m schmale Treppe, die links neben den Abgängen zur Godesberger U-Bahn an
die Oberfläche führt, und die auf dem etwa 4 m breiten Bürgersteig gegenüber dem Haupt-
bahnhof enden soll.

Als Ersatz für die große Haupttreppe, die heute von der unterirdischen Ebene direkt in
die Poststraße führt, ist eine 7m breite und 14m lange Treppenanlage (1 Treppe und 2
Rolltreppen) vorgesehen, die sich zum Hauptbahnhof hin öffnet. Sie beginnt unterirdisch
am zentralen Kreuzungspunkt aller Wege entgegen der Hauptlaufrichtung und endet an der
Oberfläche gegenüber dem Bonner Hauptbahnhof 8 Meter vor dem Straßenrand.

Die heutigen Rolltreppen von der unterirdischen Ebene in die Maximilanstraße innerhalb
der Südüberbauung entfallen ersatzlos (zeigen).
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Bild 2: Unterirdische Verteilerebene – Vergleich heute-zukünftig, Ten Brinke, Seite 13
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Im zentralen Kreuzungsbereich der unterirdischen Verteilerebene (zeigen) werden sich durch
die Vergrößerung der Verkaufsflächen die heutigen Verkehrsflächen für Fußgänger nahezu
halbieren (zeigen).

Für mobilitätseingeschränkte Personen, Kinderwagen usw., für die es heute, ausser der Ram-
pe zum ZOB, keine direkte Möglichkeit gibt, an die Oberfläche im Bereich der Poststraße zu
gelangen, wird ein kleiner Aufzug eingebaut, der rechts neben dem Abgang zur Godesberger
U-Bahn beginnt und am Außenrand des neuen Gebäudes (NÜ) an die Oberfläche führt (zei-
gen). Dieser Aufzug ist allerdings sehr klein und schmal und kann keinen Elektrorollstuhl
oder einen Zwillingskinderwagen aufnehmen.

II. Die Folgen

Durch die ungünstige Positionierung der Treppenanlage, gegen die Hauptlaufrichtung, wer-
den sich die Wegstrecken grundsätzlich verlängern und sie werden komplizierter. Durch die
viel zu schmale Treppenanlage, die zukünftig den gesamten Fußgängerverkehr aufnehmen
muss, die zweite Treppe spielt für den Alltagsbetrieb keine entscheidende Rolle, wird auch
ausserhalb der Hauptverkehrszeiten ein erhebliches Gedränge (Staus) im gesamten Trep-
penbereich entstehen – vor allem am Kreuzungspunkt der unterirdischen Gänge, wo die
neue Treppe nach oben führt (zeigen). In diesem Bereich müssen die meisten Fußgänger eine
180Grad-Kurve gehen, die im Zweirichtungsverkehr sehr schnell zu Staus und Gedränge führt.

Dadurch wird die Orientierung schwieriger, und ein leichtes Durchkommen, um schnell sein
Ziel zu erreichen, ist nicht mehr möglich!

Die Gefahr von Panikattacken wird durch die unübersichtliche Situation eher größer.
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Bild 3: Skizze der Treppe – verschoben, Ten Brinke, S. 12

Oberirdisch gibt es künftig keine „platzähnliche Aufweitung des Straßenraums“, wie ver-
sprochen war, sondern ein großer Teil der engen Poststraße (Abstand zwischen SÜ und NÜ
am Ende der Treppenanlage etwa 25 Meter) geht durch die etwa 100 Quadratmeter grosse
Grundfläche der Treppenanlage (7x14m) verloren, die gleichzeititig auch die freie Sicht auf
das historische Bahnhofsgebäude verhindert.

Die Treppenlage aus der unterirdischen Ebene endet etwa 8 Meter vor dem Straßenrand
gegenüber des Bahnhofsgebäudes. Auf diesen engen Bereich werden sich zukünftig alle Fuß-
gängerverkehre konzentrieren:

• Die Passanten, die an der Ampel die Straße zum Hauptbahnhof überqueren,

• Fußgänger, die heute die seitlichen Treppen aus dem Bonner Loch an die Oberfläche
benutzen,

• und alle Fußgänger die von der Tiefebene nach oben in die Innenstadt oder umgekehrt
wollen, müssen erst einmal um die Treppe herumlaufen (zeigen).

Auch „oben“ gilt: Durch die „180-Grad-Kurven“ wird der Fußgängerfluss ganz erheblich ge-
bremst und muss bei den Wegplanungen berücksichtigt werden.

Das kann nur derjenige planen, der nie den ÖPNV nutzt !

Auf den bisher veröffentlichten Grundrißplänen ist die Treppenlage für den Bereich der
Poststraße nicht richtig eingezeichnet: sie muss nach Norden und Westen hin verschoben
werden(zeigen):
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Bild 4: Fotos Poststraße (Platzverbrauch neue Treppe)

Sie können sich ein Bild machen, wenn Sie sich an dem gelben Punkt orientieren, der di-
rekt an der Entwässerungsrinne auf den Boden gesprüht wurde: von dort in Richtung der
Südüberbauung 7 Meter und dann 14 Meter in Richtung Innenstadt.

Auf der linken Seite kann zur Orientierung der (hintere) Lichtschacht dienen. Er befin-
det sich unterirdisch direkt neben dem Anfang der Treppe.
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Bild 5: Wiederholung Bild 2 (unterirdische Verteilerebene Vergleich heute-zukünftig)
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Im Katastrophenfall werden die Fallgitter der DB und der SWB geschlossen – die Fahr-
gäste sitzen also im unterirdischen Tunnelbereich fest. Ein Entkommen gibt es nur über
Treppen, über deren ausreichende Dimensionierung nur spekuliert werden kann, da es keine
offiziellen Fallzahlen über die Nutzung der unterirdischen Ebene gibt. Heute gibt es noch das
nach oben offene Bonner Loch, wohin man ausweichen kann.

Für Mobilitätseingeschänkte gibt es, wie bisher auch, nur eine Fluchtmöglichkeit und zwar
über die Rampe zum ZOB. Der neue Fahrstuhl bietet keine zweite, und gesetzlich vorge-
schriebene, Fluchtmöglichkeit, da er ausfallen kann oder aus Sicherheitsgründen (Feuer usw.)
nicht benutzt werden darf. Daher muss die Rampe zum ZOB ohne Wenn und Aber und oh-
ne zusätzliche Hindernisse, z.B. Aufzüge, erhalten bleiben. Vor der Rampe zum ZOB gibt
es ebenfalls ein Fallgitter, über dessen Zusammenspiel mit den anderen Toren im Ernstfall
nichts bekannt ist. Sollte sich auch dieses Tor schließen, gäbe es für Mobilitätseingeschränk-
te keine Fluchtmöglichkeit. Nichtbehinderte können dann immer noch die Treppe benutzen,
solange die Rolltore der DB und der SWB offen sind.

III. Kritik

1. Der vorgelegte Entwurf ist nicht sachgerecht, weil er nicht dem Ratsbeschluss vom 30.06.2016
entspricht, der auf der Grundlage beruht, dass alle Rechte an den Flächen der unterirdi-
schen Ladenflächen entweder der Stadt oder den Investoren gehören,was laut Verwaltung im
Bürgerausschuss nicht der Falle ist, und dass die Verkehrsanlagen in Abstimmung mit der
Behinderten-Gemeinschaft Bonn barrierefrei ausgeführt werden.

2. Die Investoren bekommen 7 Millionen Euro als Erschließungskostenzuschuss, damit die
Verkehrswege nach Wünschen der Stadt gebaut werden. Das wären nach den uns bekannten
Zahlen etwa 50% der Erschließungskosten und nicht die sonst üblichen 10%. Auch wäre es
nach unserer Ansicht ehrlich und transparent gegenüber dem Steuerzahler, wenn die Stadt
Bonn darlegen würde, welche Gewinne und welche Verluste für die Stadt aus dem Gesamt-
Bauvorhaben (NÜ + SÜ) entstehen (z.B. Einnahmen aus dem Verkauf der Grundstücke,
Wegfall der Parkgebühren auf dem Nordfeld usw.).

3. Von der Behinderten-Gemeinschaft Bonn haben wir erfahren, dass sie das aktuelle Konzept
der Verwaltung als nicht barrierefrei ablehnt. Sie verweist darauf, dass die Verwaltung selbst
das von ihr jetzt vorgestellte Konzept nicht als optimale Umsetzung der Barrierefreiheit an-
sieht. Die geringen Mieteinnahmen aus den unterirdischen Geschäften sind kein ausreichender
Grund dafür, von den gesetzlichen Anforderungen der Barrierefreiheit abzuweichen. Mit der
jetzigen Planung ist das nach heutigem Standard gültige Zwei-Wege-Prinzip nicht gewahrt,
weil es nicht zwei gleichwertigen und voneinander unabhängige barrierefreie Fluchtwege gibt.

4. Die Lösung der Verwaltung mit dem vorgelegten Konzept ist aus unserer Sicht auch
deshalb nicht sachgerecht, weil die Treppenanlage Teil eines in sich zusammenpassenden Ge-
samtkonzeptes für die Verkehrsanlagen der Nord- und der Südüberbauung sein muss. Die
Verwaltung ist hier vorlagepflichtig und hat bisher nichts zusammenhängendes geliefert. Es
gibt nur Einzellösungsversuche wie die neuen Aufzüge an der Thomas-Mann-Straße und die
Aussage, dass man beim anstehenden ZOB-Ausbau die Rampe aus dem Bahnhofsbereich
eigentlich nicht abschaffen wolle, und das verunglückte Treppenkonzept für die Poststraße.
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5. Verkehrsanlagen werden üblicherweise auf der Grundlage von Fallzahlen geplant, d.h. man
erhebt alle Verkehrsbewegungen für einen definierten Zeitraum und rechnet das Ergebnis mit
Bezug zu den geplanten baulichen Veränderungen hoch.

So wurde hier nicht vorgegangen.

Bis heute gibt es keine aktuellen Zählungen für den unterirdischen Bereich, der eine seri-
öse Planung der Verkehrswege erlauben würde. Für diese Planung wurden uns 20.000 bzw.
50.000 oder 67.000 Fahrgäste/Tag genannt, die zwischen Hauptbahnhof, U-Bahn Anlagen
und der Innenstadt unterwegs sein sollen. Wie diese Werte zustande gekommen sind, ist nicht
nachvollziehbar. In der Bürgerwerkstatt 2005 wurde von 100.000 Fahrgästen/Tag ausgegan-
gen und die SWB trägt vor, dass ihre Fahrgastzahlen von Jahr zu Jahr gewachsen seien. Also
sind alle diese Zahlen unverbindliche, sicher zu niedrig angesetzte Schätzungen und dürfte
die Zahl inzwischen sicher deutlich über 100.000 pro Tag sein.

Erst mit einer offiziellen Zählung wird man überhaupt ermitteln können, ob die Treppen-
anlagen für den Alltagsbetrieb und die Fluchtwege für den Katastrophenfall ausreichend
dimensioniert sind.

6. Die bisherige Planung steht nicht im Einklang mit der geltenden Gesetzgebung:

Nach § 34 Abs 3 BauGB (BauGesetzBuch) "dürfen von Vorhaben . . . keine schäd-
lichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde zu
erwarten sein".

§ 4 Behindertengleichstellungsgesetz schreibt vor, dass der öffentliche Raum vor-
rangig barrierfrei zu gestalten ist.

§ 19 Absatz 4 der Landesbauordnung verbietet den Ausbau zu verkehrsgefähr-
denden Flächen und Wegen.

Auf dem Bahnhofsvorplatz und in der Tiefebene ist die wichtigste Funktion die gute Er-
reichbarkeit der öffentlichen Verkehrsmittel. Alles andere, was sonst geplant wird, kann und
muss an andere Standorte verlagert werden, die Zugänglichkeit der ÖPNV-Haltestellen ist
auf diesen einen Standort angewiesen, sie kann nicht beliebig an andere Stellen verlagert
werden.→ Also gebührt den Belangen des ÖPNV an diesem zentralen Verknüpfungspunkt
aller öffentlichen Verkehrsmittel Priorität vor allen anderen Interessen. Es kann nicht sein,
dass die Erreichbarkeit des ÖPNV in Bonn dauerhaft geschädigt wird, weil private Gewinn-
Interessen dem entgegen stehen.
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IV. Alternativen/Forderungen:

1. Welche Alternativen gibt es bei der Treppe?

Bild 6: Schmitz-Planung

Die jetzige Planung ist keineswegs „alternativlos“:

Wenn die aus dem Siegerentwurf „Schmitz“ festgelegten Baugrenzen der NÜ eingehalten
werden und nicht, wie geplant, um 4m ausgedehnt werden, gibt es genügend Platz, um eine
neue und ausreichend dimensionierte Treppenanlage an der heutigen Stelle unter Berücksich-
tigung der Hauptlaufrichtung zu errichten. Sie muss mindestens 10m breit sein, weil sie die
heutige Treppe aus dem Bonner Loch (durchschnittlich 6,50m breit) und die Rolltreppen
aus der Südüberbauung in die Maximilianstrasse (gut 3,50m breit) ersetzen soll.

Diese Treppe entspricht in etwa der Schmitz-Planung. Architekt Stefan Schmitz hatte 2011
den Wettbewerb gewonnen. Seine Planung ist die Grundlage aller weiterer Planungen – oder
sollte es sein. Wir verstehen nicht, warum man viel Geld einen Wettbewerb durchführt und
sich hinterher nicht an das Ergebnis hält. Unserer Alternativvorschlag bringt den Schmitz-
Entwurf wieder zur Geltung.

10



2. Unsere Alternative

Bild 7: Unsere Alternative – Ten Brinke, Seite 15

Die Treppe beginnt an der untersten Stufe am Ausgang zum Bonner Loch und endet etwa
1 Meter vor der Maximilanstrasse – also entsteht hier etwas mehr Platz für die Fußgänger
zum U-Bahn Bereich.

Sie sehen: Die Treppe ist gedreht. Die Rolltreppen befinden sich jetzt, vom Hauptbahn-
hof aus gesehen links, die normalen Treppen rechts. Die neue Rolltreppe befindet sich nahe
dem neuen Gebäude.

3. Im Untergeschoß fordern wir, die geplante Verschmälerung der unterirdischen Verkehrswe-
ge zu untersagen!

Wir können nicht einsehen, dass der zwingend notwendige Verkehrsraum den Gewinninter-
essen von Investoren geopfert werden soll. Vor allem am unterirdischen Kreuzungspunkt vor
den U-Bahn-Zugängen ist der heutige Platz zu erhalten, damit sich die Fußgängerströme wie
heute gleichmäßig verteilen können.

Durch offizielle Zählungen sind die Fallzahlen, d.h. das tatsächliche Fußgängeraufkommen,
zu ermitteln, damit auch im Kastastrophenfall ausreichend dimensionierte Fluchtwege ga-
rantiert sind.

Die bestehende Rampe zum ZOB ist wegen der uneingeschränkten Barrierefreiheit zu erhal-
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ten. Für den regulären Betrieb müssen von der unterirdischen Verteilerebene zur Poststraße
zwei voneinander unabhängige Aufzüge existieren, die auch größere Elektrorollstühle und
Zwillingskinderwagen aufnehmen können. Die Wege von und zur Thomas-Mann-Straße sind
hierfür zu weit und zu umständlich. Für den Katastrophenfall muss neben der Rampe zum
ZOB eine zweite alternative Fluchtmöglichkeit für mobilitätseingeschränkte Personen einge-
richtet werden.

Schlussbetrachtung:

Wir fordern, dass im Bahnhofsbereich zuerst ausreichend dimensionierte fahrgastfreundli-
che Verkehrswege geplant werden, bevor private Bauvorhaben realisiert werden können –
nicht umgekehrt!

Diese Planung des öffentlichen Raums ist Aufgabe der Stadt! Sie ist vom städtischen Pla-
nungsamt durchzuführen, nicht von den Planern der Investoren!

Sie muss sich am Bedarf der Bürger und am ÖPNV orientieren und nicht an den Inter-
essen privater Bauherren.

Deshalb wollen wir, dass Sie diese Pläne ablehnen und dass stattdessen eine Planung zum
Zuge kommt, die nicht diese schwerwiegenden Fehler hat!

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
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